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1. Rechengrößen der Sozialversicherung für 2022, Beitragssätze 
Sozialversicherung 

Die maßgeblichen Rechengrößen für die Sozialversicherung werden alljährlich an die 
Einkommensentwicklung angepasst und stellen sich für 2022 wie in der Übersicht 
„Beitragsbemessungsgrenzen“ aufgeführt dar. 
 
Übersicht: Beitragsbemessungsgrenzen 
 

 
Rentenversicherung und Arbeitslosenversicherung  

West Ost 

2021 2022 2021 2022 

Beitragsbemessungsgrenze          

– jährlich  85 200,00 €  84 600,00 €  80 400,00 €  81 000,00 €  

– monatlich  7 100,00 €  7 050,00 €  6 700,00 €  6 750,00 €  

Gesetzliche Krankenversicherung/Pflegeversicherung  2021 2022 2021 2022 

Beitragsbemessungsgrenze          

– jährlich  58 050,00 €  58 050,00 €  58 050,00 €  58 050,00 €  

– monatlich  4 837,50 €  4 837,50 €  4 837,50 €  4 837,50 €  

Versicherungspflichtgrenze          

– jährlich  64 350,00 €  64 350,00 €  64 350,00 €  64 350,00 €  

– monatlich  5 362,50 €  5 362,50 €  5 362,50 €  5 362,50 €  

Versicherungspflichtgrenze für Arbeitnehmer, die am 31.12.2002 
PKV-versichert waren  

        

– jährlich  58 050,00 €  58 050,00 €  58 050,00 €  58 050,00 €  

– monatlich  4 837,50 €  4 837,50 €  4 837,50 €  4 837,50 €  

 
Die Beitragssätze zur Sozialversicherung stellen sich nach jetzigem Stand wie folgt dar: 
 



gesetzliche Rentenversicherung  18,6 %  

Arbeitslosenversicherung  2,40 %  

gesetzliche Pflegeversicherung  3,05 % (3,40 % bei kinderlosen Versicherten, die das 23. Lebensjahr vollendet 
haben)  

gesetzliche Krankenversicherung  14,6 %  

  durchschnittlicher Zusatzbeitragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung: 
1,30 % (2021: 1,3 %) – der Zusatzbeitrag (und die Umlagesätze) der einzelnen 
Krankenkassen können sich hiervon abweichend entwickeln  

2. Sachbezugswerte für 2022 

Werden den Arbeitnehmern kostenlos oder verbilligt Verpflegung, Wohnung oder Unterkunft zur 
Verfügung gestellt, liegen sog. Sachbezüge vor. Diese sind Teil des Arbeitslohns und deshalb als 

„geldwerter Vorteil“ steuer- und sozialversicherungspflichtig. Zu bewerten sind diese Sachbezüge nach 
den Ansätzen der Sozialversicherungsentgeltverordnung. Die Sachbezugswerte entwickeln sich wie in 
der Übersicht „Sachbezugswerte“ dargestellt. 
 
Übersicht: Sachbezugswerte 
 

Jahr freie Verpflegung 
insgesamt (kein 
minderjähriger 

Familienangehöriger) 

freie allgemeine 
Unterkunft bei Belegung 
mit einem volljährigen 

Beschäftigten 

Frühstück Mittag- und Abendessen je 

monatlich monatlich monatlich täglich monatlich täglich 

2022 270,00 € 241,00 € 56,00 € 1,87 € 107,00 € 3,57 € 

2021 263,00 € 237,00 € 55,00 € 1,83 € 104,00 € 3,47 € 

 
Handlungsempfehlung: 

 
Wegen der vergleichsweise geringen Sachbezugswerte kann es günstiger sein, wenn statt Barlohn Sachbezüge, z.B. 
in Form von Restaurantgutscheinen, an die Arbeitnehmer ausgegeben werden. Sachbezüge sind (insgesamt) bis zu 
einer Freigrenze von 50,00 € je Monat (zum 1.1.2022 steigt die Grenze von 44 € auf 50 €) lohnsteuerfrei und 
unterliegen auch nicht der Sozialversicherungspflicht. Im Einzelfall sollte die Umsetzung einer solchen Gestaltung 
unter Hinzuziehung steuerlichen Rats erfolgen, da die Anerkennung von Sachbezügen an enge Bedingungen 
geknüpft ist. 

3. Steuerermäßigung für Dienst- und Handwerkerleistungen im 
Privathaushalt 

Bei der Einkommensteuer können nebeneinander folgende Steuerermäßigungen in Anspruch genommen 
werden: 
 

 20 % der Aufwendungen im Privathaushalt für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und 
haushaltsnahe Dienstleistungen wie Rasenmähen, Fensterputzen oder Pflegeleistungen, 
höchstens 4 000 € p.a. und 

 

 20 % der Aufwendungen für Handwerkerleistungen, also alle im eigenen Haushalt getätigten 
Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen, höchstens aber 1 200 € p.a. 

 
Handwerkerleistungen sind nur begünstigt, wenn sie im räumlichen Bereich eines vorhandenen 
Haushalts erbracht werden. Damit scheiden Handwerkerleistungen, die die Errichtung eines „Haushalts“, 
also einen Neubau betreffen, aus. 
 
Handlungsempfehlung: 

 
Für die Steuerermäßigung werden nur der Lohnanteil sowie Maschinen- und Fahrtkosten, nicht dagegen der 

Materialanteil berücksichtigt. Sollten die Höchstbeträge in 2021 noch nicht ausgeschöpft sein, ist zu überlegen, 
geplante Leistungen noch in das Jahr 2021 vorzuziehen. Zu beachten ist, dass die Steuerermäßigung nur bei 
Vorliegen eines Nachweises gewährt wird; es muss also über die Leistung eine Rechnung vorliegen. Da eine 
Barzahlung für die Steuerermäßigung nicht anerkannt wird, muss die Rechnung noch in 2021 durch Überweisung 

bezahlt werden, um die Kosten in 2021 noch geltend machen zu können. 
 
Sofern die Höchstgrenzen in 2021 (Handwerkerleistungen max. 6 000 € und daneben haushaltsnahe 
Dienstleistungen max. 20 000 €) bereits ausgeschöpft sind, sollten die Zahlungen erst in 2022 erfolgen.  



 
Hinzuweisen ist auf folgende aktuelle Entwicklungen: 
 

 Für Handwerkerleistungen der öffentlichen Hand, die nicht nur einzelnen Haushalten, sondern allen 
an den Maßnahmen der öffentlichen Hand beteiligten Haushalten zugutekommen, ist eine 
Begünstigung ausgeschlossen. Dies betrifft bspw. den Ausbau des allgemeinen 
Versorgungsnetzes oder die Erschließung einer Straße, aber auch den Winterdienst auf der 
Fahrbahn. 

 

 Die Reparatur des privaten Kfz ist keine begünstigte Handwerkerleistung, da es sich insoweit nicht 
um einen „Haushaltsgegenstand“ handelt – so die Entscheidung des Finanzgerichts Thüringen vom 
25.6.2020 (Az. 1 K 103/20). 

 

 Nach wie vor strittig ist, ob eine Steuerermäßigung für Aufwendungen für ein Hausnotrufsystem, 
das in einem außerhalb eines „Betreuten Wohnens“ befindlichen Haushalt eines Stpfl. installiert ist, 
gewährt wird. 

4. Wichtige steuerliche Corona-Maßnahmen – was läuft aus, was kann weiter 
genutzt werden 

a) Auslaufen der degressiven Abschreibung zum 31.12.2021 
 
Befristet für die Anschaffung oder Herstellung von beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 
in den Kalenderjahren 2020 und 2021 wurde die Möglichkeit (Wahlrecht) wieder eingeführt, anstelle der 
linearen Abschreibung steuerlich eine degressive Abschreibung in Anspruch zu nehmen. Die degressive 
Abschreibung kann nach einem festen Prozentsatz vom jeweiligen Buchwert (Restwert) i.H.v. bis zu 
25 %, höchstens das Zweieinhalbfache der linearen Abschreibung berechnet werden. 
 
Nach aktuellem Stand läuft die Möglichkeit der degressiven AfA nun aus und gilt nur noch für 
Wirtschaftsgüter, die bis zum 31.12.2021 angeschafft oder hergestellt werden. 
 
Handlungsempfehlung: 
 
Zu prüfen ist daher ein Vorziehen der Anschaffung bzw. Herstellung noch in das Jahr 2021. In 2021 kann damit zwar 
lediglich eine anteilige (bei Anschaffung im Dezember: 1/12) AfA geltend gemacht werden, jedoch wird für solche 
Wirtschaftsgüter damit die degressive AfA für die gesamte Nutzungsdauer gesichert. 

 
b) Sofortabschreibung für Computer-Hardware und Software („digitale Wirtschaftsgüter“) 

 
Zur Förderung von Investitionen in die Digitalwirtschaft wurde mit Schreiben der FinVerw vom 26.2.2021 
für bestimmte Computerhardware und Software die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer auf ein Jahr 
festgelegt, so dass der Aufwand aus dem Erwerb unmittelbar steuerlich geltend gemacht werden kann. 
Dies gilt sowohl für gewerbliche oder freiberufliche Einkünfte als auch bspw. beim Werbungskostenabzug 
von Arbeitnehmern. 
 
Begünstigt sind die materiellen Wirtschaftsgüter „Computerhardware“: Computer, Desktop-Computer, 

Notebook-Computer, Desktop-Thin-Clients, Workstations, Dockingstations, externe Speicher- und 
Datenverarbeitungsgeräte (Small-Scale-Server), externe Netzteile sowie Peripheriegeräte. Daneben ist 
Software begünstigt, und zwar die Betriebs- und Anwendersoftware zur Dateneingabe und -verarbeitung. 
Dies ist also z.B. ein Textverarbeitungsprogramm, aber auch ein Buchhaltungsprogramm oder eine 
komplexe ERP-Software. 
 
Hinsichtlich der erstmaligen Anwendung dieser „Sofortabschreibung“ gilt: 
 

 Der Ansatz der Nutzungsdauer mit „einem Jahr“ ist erstmals anzuwenden in Gewinnermittlungen für 
Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 enden, in der Regel also erstmals für das Wirtschaftsjahr 
2021. 

 

 In dieser Gewinnermittlung können Restbuchwerte von entsprechenden Wirtschaftsgütern, die in 
früheren Wirtschaftsjahren angeschafft oder hergestellt wurden und bei denen eine andere als die 
einjährige Nutzungsdauer zugrunde gelegt wurde, vollständig abgeschrieben werden. 

 
 

 



Hinweis: 

 
In der Handelsbilanz kann dieser eher als Konjunkturstützungsmaßnahme einzustufenden Verwaltungsanweisung 
in der Regel nicht gefolgt werden. Die Nutzungsdauer von einem Jahr kann nur ausnahmsweise dann in der 
Handelsbilanz angesetzt werden, wenn diese „Sofortabschreibung“ dem tatsächlichen Wertverzehr entspricht. 
Ansonsten muss die tatsächliche Nutzungsdauer der Abschreibung zu Grunde gelegt werden. Insoweit kann es zu 
Abweichungen zwischen Handels- und Steuerbilanz kommen. 

 
c) Erhöhter Verlustrücktrag für 2021 und pauschalierter Verlustrücktrag 

 
Bei einer im Einzelfall in 2021 negativen geschäftlichen Entwicklung sollte auf Basis einer aktuellen BWA 
geprüft werden, ob eine Anpassung der Steuervorauszahlungen für 2021 erfolgen kann. Dies ist ein 
einfach umzusetzendes und wirksames Mittel, um die Liquidität zu schonen. 
 
Wird für 2021 ein negatives Ergebnis erwartet, so bietet eine Anpassung der Vorauszahlungen auf 0 € 
auch die Möglichkeit eines pauschalierten Verlustrücktrags in das Jahr 2020. Das heißt, für 2020 kann 
dann ein Verlustrücktrag aus 2021 in pauschalierter Weise i.H.v. 30 % des Gesamtbetrags der Einkünfte 
des Jahres 2020 (ohne Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit) bereits jetzt berücksichtigt werden, ohne 
dass bereits das Ergebnis für 2021 oder gar die Steuererklärung für 2021 vorliegt. Sobald dann später 
die Veranlagung für 2021 erfolgt, wird dieser pauschalierte Verlustrücktrag durch den tatsächlich 
angefallenen Verlust ersetzt. Sofern ein voraussichtlich höherer Verlustrücktrag als der pauschalisierte 
der Höhe nach nachgewiesen werden kann, kann auch dieser auf Antrag berücksichtigt werden. 
Hinzuweisen ist darauf, dass hinsichtlich des vorläufigen Verlustrücktrags keine Beschränkung 
dahingehend besteht, dass die Steuererleichterungen nur (etwaig nachweislich) von der Pandemie 
Betroffene beanspruchen können. 
 
Im Übrigen gelten für das Jahr 2021 die erhöhten Möglichkeiten der Verlustberücksichtigung. Ein Verlust 
des Jahres 2021 kann in 2020 berücksichtigt werden (sog. Verlustrücktrag) bis maximal 10 Mio. € bzw. 
bei Zusammenveranlagung 20 Mio. €. Dies setzt allerdings voraus, dass in 2020 entsprechende positive 
Einkünfte erzielt wurden. Diese erhöhten Rücktragsmöglichkeiten gelten unabhängig davon, aus 
welchem Grund der Verlust entstanden ist. Die Corona-Pandemie braucht also nicht Ursache zu sein. 
Vielmehr kann dies auch einschlägig sein, z.B. für Betroffene der Hochwasserkatastrophen im Juli 2021. 
 
Hinweis I: 

 
Ein Verlustrücktrag aus 2021 in das Jahr 2020 ist nur bei der Einkommensteuer und – so für Kapitalgesellschaften – 
bei der Körperschaftsteuer möglich. Bei der Gewerbesteuer ist dagegen auch weiterhin kein Verlustrücktrag 
vorgesehen. 
 
Hinweis II: 

 
Wird für 2021 ein Verlust erwartet, so legt dies auch steuerbilanzpolitische Überlegungen nahe. So kann geprüft 
werden, ob die Realisierung von Erträgen vorgezogen oder der Anfall von Aufwendungen verschoben werden soll. 
Auch können Bilanzierungs- und Bewertungsspielräume genutzt werden, so bspw. bei Ansatz und Bewertung von 
Rückstellungen. Dies kann auch dazu beitragen, dass steuerbilanzielle Risikopositionen abgebaut werden. 

5. Bilanzpolitik mittels Sachverhaltsgestaltungen 

Wird für 2021 ein positives Ergebnis erwartet, so ist stets zu prüfen, ob durch sachverhaltsgestaltende 
Maßnahmen der Bilanzpolitik die Besteuerung aufgeschoben und damit die Liquidität geschont werden 
kann. Soweit der Jahreswechsel wie im Regelfall mit dem Bilanzstichtag übereinstimmt, sind vorbereitend 
noch sachverhaltsgestaltende Maßnahmen zu prüfen. Hinzuweisen ist auf folgende Aspekte: 
 

 Werden noch in 2021 Investitionen getätigt, so kann zumindest für die verbleibende Zeit in 2021 die 
Abschreibung der Anschaffungskosten geltend gemacht werden, also bei einer Anschaffung noch 
im Dezember 2021 mit 1/12 der Jahresabschreibung. Insoweit ist zu beachten, dass mit einer 
Anschaffung noch in 2021 die Möglichkeit der steuerlich degressiven Abschreibung für die gesamte 
Nutzungsdauer gesichert werden kann. 

 

 Werden noch in 2021 geringwertige Wirtschaftsgüter – also selbständig nutzbare Wirtschaftsgüter 
mit Anschaffungskosten bis 800 € (netto) – angeschafft, so können die Ausgaben in voller Höhe in 
2021 steuermindernd geltend gemacht werden. 

 

 Bei der Anschaffung von bestimmter IT-Hardware und Anwendersoftware können auf Basis einer 
Billigkeitsregelung der FinVerw unabhängig von der Einhaltung der GWG-Grenze die 



Anschaffungskosten sofort abgeschrieben werden. Dies gilt betragsmäßig unbeschränkt, also auch 
bei umfangreichen Investitionen. Soweit bei solchen Wirtschaftsgütern noch Restbuchwerte aus der 
Bilanz zum 31.12.2020 vorhanden sind, können (Wahlrecht) diese im Jahresabschluss zum 
31.12.2021 ebenfalls in vollem Umfang abgeschrieben, d.h. in den Aufwand gebucht werden. 

 

 Soweit bestehende Rechtsverhältnisse (z.B. Arbeitsverträge, Mietverträge) aufgelöst werden sollen 
und sich dadurch eine Abfindungsverpflichtung ergibt, sollte in Erwägung gezogen werden, dies 
noch im Jahr 2021 zu vollziehen, da dann die Abfindungsverpflichtung in der Bilanz zum 31.12.2021 
ergebnismindernd zu berücksichtigen ist. 

 

 Für die Zusage später auszahlbarer Gratifikationen, Tantiemen, Corona-Bonuszahlungen o.Ä. für 
2021 darf in der Bilanz zum 31.12.2021 nur dann gewinnmindernd eine Rückstellung gebildet 
werden, wenn die Zusage noch im Jahr 2021 erfolgt. 

 

 Werden Instandhaltungs- oder Modernisierungsaufwendungen noch im Jahr 2021 durchgeführt, 
entstehen sofort abziehbare Betriebsausgaben. Soweit es sich um notwendige 
Instandsetzungsarbeiten handelt, die erst in den ersten drei Monaten des folgenden Geschäftsjahrs 
nachgeholt werden, besteht die Verpflichtung zur Bildung einer Rückstellung sowohl in der 
Handelsbilanz als auch in der steuerlichen Gewinnermittlung. 

 

 Beim Vorratsvermögen ist zwingend eine Abwertung vorzunehmen, wenn der Marktpreis zum 
Bilanzstichtag unter den Anschaffungskosten liegt. Insoweit ist eine Dokumentation der Preise zum 
Bilanzstichtag vorzunehmen und für wichtige Bestände an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen sollten 
ggf. aktuelle Marktpreise bei den Lieferanten abgefragt werden. 

 

 Bei Forderungen aus Lieferungen und Leistungen ist zum Bilanzstichtag deren Werthaltigkeit vor 
dem Hintergrund der aktuellen wirtschaftlichen Entwicklung zu überprüfen. Zu prüfen sind 
Einzelwertberichtigungen, aber auch eine Anhebung der Pauschalwertberichtigungen. Hierzu muss 
eine konkrete Prüfung der Einzelbestände erfolgen und hinsichtlich der Pauschalwertberichtigung 
kann auch auf die wirtschaftliche Entwicklung von Branchen zurückgegriffen werden. Für die 
Bewertung sind grds. die Verhältnisse zum Bilanzstichtag maßgebend, so dass diese zu 
dokumentieren sind. Zur Dokumentation von Wertberichtigungen geeignet sind z.B. die erfolgten 
Zahlungserinnerungen/Mahnungen, eingeleitete gerichtliche Mahnverfahren, diesbezügliche 
Korrespondenz mit dem Kunden, Informationen über eingetretene Zahlungsschwierigkeiten oder gar 
die Einleitung eines Insolvenzverfahrens. 

 

 Unverzinsliche Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit von mehr als zwölf Monaten sind in der 
steuerlichen Gewinnermittlung zwingend abzuzinsen. Insbesondere aus der erstmaligen Abzinsung 
kann sich insoweit ein hoher steuerlicher Ertrag ergeben. Dem kann vorgebeugt werden, wenn bis 
zum Bilanzstichtag eine Verzinsungsvereinbarung getroffen wird. Dabei ist ein sehr geringer Zins 
ausreichend, um die Abzinsung zu vermeiden. 

 
Handlungsempfehlung: 

 
Dies ist nur eine beispielhafte Aufzählung sachverhaltsgestaltender Maßnahmen der Bilanzpolitik. Insoweit muss 
jeder einzelne Fall einer sorgfältigen Analyse unterzogen werden. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 


